u neben Gerichtsſtand bei dem mit dem 


le woſtanſtalten nebmen Beſtellung auf dleſes Blatt 
4 für Breslau die Expedition der Breslauer Zeitung, 
Herrenſtraßſe Nr. 20. 
afertions Gebühr für den Naum einer ſechsthelligen 
Petitzeile 14 Sgr. 


Das vierteljäbrige Abonnement beträgt in Breslau 

1 Ktl. 15 Sgr., außerhalb in allen Theilen der Monarchle 

x incl. Poſtzuſchlag I:REL. 24 Sgr. 6 .. 

1 Die Zeitung erſcheint täglich, mit Ausnahme der zwel⸗ 
f ten Feiertage. 


= * 


rätbung. 


M 41. 


Montag den 10. Februar 


1851. 


Telegraphiſche Nachrichten. 
| Hamburg, 8. Februar, Abends s Uhr. Eine zu: 
verläſſige Quelle zeigt mir ſoeben an, daß heute Fried⸗ 
dichsort, Morgen das Krouwerk von den Dänen deſetzt 


e. 
Darmſtadt, 7. Februar. Lehnes Autrag (die Com: 
tenz der Kammer betreffend) wurde mit 28 gegen 18 

0 timmen verworfen. Die Minorität wird nicht aus: 


reten. 4 
Paris, 2. Februar, Abends s uhr. Lahitte hat feine 
Stelle als Deputirter niedergelegt. Der Finanzminiſter 
at das Budget für 1852 mit erhöhten Miniſterial⸗ 
derungen eingebracht. Die Dotations = Kommiffion 
orte heute den Finanzminifter; derſelbe gab kurze Er: 
i rungen. Die Kommiſſion wird Morgen, Sonnabend, 
Bericht erſtatten, und die Diskuſſion Montag be: 
nnen. Zum Berichterſtatter wurde Piscatory ernannt. 
de, Madrid, 1. Februar. Die Regierung benbfichtigt 
— der Kirchengüter des Johanniter ⸗ Ordens 
vat zwei gleichfalls einige Bergwerke veräußern. Sie 
* Entwürfe über die Regelung der Staatsſchul⸗ 
Se, 2 erſter die Negulirung der innern 

etrifft. 
Stettin, 8. Februar, Nachmittags 2 Uhr 30 Minuten, 
oggen 32, pr. Frühjahr 32%, Geld. Nüböl 9%, pr. 
ee 7 10% Geld. Spiritus 24 ½, 
amburg, 8. Februar, Nachmittags 2 Uhr 30 Minuten. 
Berlin⸗Hamburg 89, Köln Minden er Magdeburg: 
Wittenberge 54. — Getreide ſehr flau. — Del: unverän- 
Um er Kaffee einige hundert Sack zu 4½. — Zink ohne 
aß. 

Amſterdam, 7. Februar, Nachmittags 4 Uhr 30 Mi⸗ 
2% Integrale 57%, Spaniſch inländiſche Schuld 335%. 
2%, Metall. 39 JJ 5% Metalliqu. 72 ½. 59 


% neue 
etalliques 80 ½. Ru 0 3 
Ruſſiſche 40% 5 ae 4% Hope (1840) 87%. 


S 4 7 
Neue ruſſiſche Anleihe 95% een 


Metall. flauer. — Rüböl 
pr. ahr 33. BZ R 6 
Paris, 7. Februar, oggen geſchäftslos. 
96, 55. 


Nachmittags 5 Uhr. 30% 58. 50% 
Preußen. 


Kam mer Verhandlungen. 
Erſte Kammer. 
Achtzehnte Sitzung vom 8. Februar. 
Präſident Graf Rittberg. 
Eröffnung 10%, Uhr. 
Simons, v. Weſtphalen, Regierungs Kom⸗ 
d. Hagen. 


Am Minifteetif e: 
miſſarien Fleck, 0 
Be Abg. Braun erhält Urlaub. 
PR er Präfident der zweiten Kammer theilt die Beſchlüſſe der⸗ 
en über verſchiedene Geſetzentwürfe mit. 


Das Geſetz über d ird 1 ülti 
en Belagerungszuſtand wird in endgültiger 
aſſung angenommen. gerungszuſt . gültig 


rauf wird in der Berathung üb i iſations⸗ 
geſetz \ r Berathung über das Juſtizorganiſations⸗ 
über geg gefahren. Der Abgeordnete Bergmann erſtattet Bericht 


N 9 wird an 

angenommen, eb lgende Zuſätze: 

1 eben ſo folgende Zuſätze: 
ncht 25 Rien Deal jeinen — Gerichtsstand bei dem Ge- 
den Rechtsſtreit . aan des garde ihren Sitz hat, welche befugt ift, 
Non A geen es Fiskus zu führen. (Von der Kommiſ⸗ 
n Stelle des Obergerichts und K erichts bei Aufgeboten 
Fig Graatejepulbigeinen und andern — gh Anhang $ 388 
Geri pemeinen Gerichtsordnung Theil J. Titel 51, § 120 tritt das 
flag Ausſtellers der Urkunde (von dem Abg. Kisker vorge⸗ 


Wenn in den für gewi N 
gewiſſe Inſtrumente dieſer Art erlaſſenen Geſetzen 
Stele kornungen ein Obergerigr tee iell nt ift, ſo tritt an die 
gericht a Bett erſter Inſtanz des Ortes, wo das Ober- 
St 5 5 b 
Direklon, eber ehe de Hufgebot 1 085 Landſchaſts⸗ Ber A 
ae Amortiſattons⸗Erkenntniß tporation oder Anftalt zu, jo wir 
Dies abgefaßt, wo die — von dem Gerichte erſter Inſtanz des 
Bar (Auf Antrag vr Rommie ‚Korporation oder Anftalt ihren 
prürt Die Beſtimmung, daß Entſchädigungs⸗Anſprüche 1 
dem dr oder beſchädtgter Grundſtücke gegen re RA 
ſchaͤdigte en Gerichte, in deſſen Bezirke das exproprlirte oder be⸗ 
der K ger wadſtück gelegen iſt, geltend gemacht werden können, wenn 
zu klagen, Mat vorzieht, im perſönlichen Gerichtsſtande der Geſellſchaft 
andere mit ‚bet auch auf eben ſolche Entſchädigungs⸗Anſprüche gegen 
Expr ! 1 B x 
Wellen he Mealationcrechten — — Geſellſchaften, z. B. Deich⸗, 


(Vorſchla „eliorgtions⸗ und Chauſſeebau⸗Sozietäten Anwendung. 
ii ages Gon on.) Daſſelbe 1 — ftatt: bei Gilſchaſten 
(Auf ndbe Sion eine der genannten Geſellſchaften. 


4) Auf Las, des Abg. — f 
Nbein,Jeugerichte ene die Bertha beſtehenden Elb⸗, Wefer- und 
vom 2. Jan. 1849 feinen Einfluß (Borfan des § 9 der Verordnung 
§ 10 wird unverändert Ahgenommen der Kommiſſion.) 
we Kriglihen ne, der Rechtöfreitigfeten. ee Mugler 
der zur Königlichen Fla er mist, enen Mekokaan f e 
jr Seftameniserrihtungen, Nacekergefisungen; Famikienfet : def 
gegen, 1 und ähnlichen Angelegenheiten wird durch 5 
tigt ge nichts geändert, vielmehr behält es in dieſer 
Di er bei der erfafjung fein Bewenden. 
Die Kammer empfiehlt folgende Zufäge: 
sn Die ee der königlichen Familie, ſowie der Maas ie 
: maringen, haben ihren 
f ammergerichte verbunde⸗ 
keimen Juſtizrache. Dieſer befteht aus gsf Wigledem des 
des Alldrichts, wovon fünf die erſte und ſieben die zweite Inſtanz 
Mieter, deiche von dem Juſtizminiſter bei der ſedsemgligen Bildung 
Angeleger yeltimmt werden. Rückſichtlich der Rechteſtreitigkeiten unter 
mei . beten königlichen Familie, ſowie der nicht ftreitigen Rechts⸗ 
Familie in Den der zur königlichen Familie gehörigen Perſonen, na⸗ 
amilienſchlüße eff der Teſtamentserrichtungen, Nachlaßregulirungen, 
heiten, wird du eheſachen, Vormundſchafts⸗ und ähnlichen "gelegen. 
mehr behält es i die gegenwärtige Verordnung nichts geändert, viel, 
wenden. Eben dies let Beziehung bei der Hausverfaſſung, fein Be, 
häuſern. gilt von den beiden hohenzollernſchen Fürfen⸗ 


2) Die an auswärtig, 
R gen Höfen beglaubigten königlichen Geſandten, 
bann und den besen alle zur Gegend gehörigen 


: tr 
erſon er, - 2 
zu Berit baben * fiche Gerichtsſtand bei dem Stadtgerichte 


Der in ollern⸗Hechingen und Hohenzollem.Si 


per 


z 


Ferner beantragt die Kommiſſion: 
und in dieſem Zuſatze hinter „Perſonen“ noch einzuſchalten: „ingleichen 
die durch die Verordnung vom 26. April 1844 dem Kammergericht zu⸗ 
gewieſenen, im Auslande ſtationirten Steuerbeamten.“ 

3) Rückſichtlich anderer im Auslande ſtationirten Beamter kann 
ey königliche Verordnung ein Gerichtsſtand im Inlande beftimmt 
werden. 

Der Abg. v. Sybel ſtellt folgenden Antrag: 

Zu § 11 zum Zuſatz⸗ Paragraphen 2 der Kommiſſion Nr. 1. Die 
Kammer wolle beſchließen: 1) daß der in dem erſten Alinea des Zuſatz 
1 2 erwähnte perſönliche Gerichtsſtand der Mitglider der 
königlichn Familie nur auf, die allerh. Perſon Sr. Maj. des Königs zu 
beſchränken und dieſer Gerichtsſtand in ſtreitigen Rechtsangelegenheiten 
dem bei dem königlichen Kammergericht, nach dem Antrage der Kom⸗ 
miſſion zu bildenden Gerichtshofe zuzuweiſen; 2) daß dagegen den 
übrigen Sn ahehern der königlichen Familie, in ſtreitigen Rechtsangele⸗ 
genheiten mik dritten Perſonen, kein eximirter Gerichtsſtand zuſtehen, 
vielmehr es lediglich bei den Beſtimmungen des § 11 der Geſetzesvor⸗ 
lage bewenden ſolle. 

Der Juſtiz⸗Miniſter: Ich kann mich zwar mit den Vor: 
ſchlägen der Kommiſſion, nicht aber mit dem Antrage des Abg. 
v. Spbel einverſtanden erklären. 

Der Abg. v. Sybel vertheidigt das von ihm geſtellte Amen⸗ 
dement. Weder die Würde der Mitglieder der königl. Familie 
werde dadurch berührt, daß ihnen von den gewöhnlichen königl. 
Gerichten Recht geſprochen wird; noch haben dieſelben jemals 
angeſtanden, im Rheinlande bei den Gerichten Recht zu ſuchen 
und zu nehmen. Das könne in den öſtlichen Provinzen auch 
noch jetzt zu jeder Stunde vorkommen. Auch frage ſich, ob die 
genannten Perſonen mit dieſer exceptionellen Maßregel zufrieden 
ſeien, ob es ihnen nicht lieber wäre, bei den gewöhnlichen königl. 
Gerichten ihr Recht verfolgen zu können, und ob ſie nicht, in⸗ 
dem ſie ſelbſt zur Durchführung des Prinzips, das im Geſetz 
ausgeſprochen iſt, beitragen, im Lande noch mehr Liebe und 
Vertrauen zu erwerben glauben würden. 

Abg. v. Gerlach. Das Geſetz wird von der Kommiſſion 
und, wie es ſcheint, in Uebereinſtimmung mit der Regierung ab⸗ 
geändert, weil die Kommiſſion aus Männern des beſonnenen 
Fortſchritts beſteht. Sie empfiehlt, die Rechte der Fürſten von 
Hobenzollern anzuerkennen; nun liegt nahe, daß auch die Vor⸗ 
rechte der Reichsunmittelbaren anerkannt werden. Da ſich dieſe 
jedoch ſelbſt gar nicht geregt haben, fo wäre es zudringlich von 
mir, ihnen meinen ſchwachen Beiſtand von dieſer Tribüne aus 
zukommen zu laſſen. (Beifall und Heiterkeit.) Allerdings wer⸗ 
den wir ein Standesvorrecht wieder einführen, ich kann aber 
den Verfaſſungsparagraphen, der die Standesvorrechte aufhebt, 
nur dahin verſtehen, daß die ſchädlichen Standesvorrechte 
aufgehoben ſein ſollen. Uebrigens bedarf es zu einer Abände⸗ 
rung ſolcher Grundrechtsparagraphen der Verfaſſung nur einer 
nochmaligen Abſtimmung nach 21 Tagen und ich erinnere Sie 
deshalb an die Worte Sr. Maj. des Königs, die derſelbe vor 
der Vereidigung ausſprach, daß die Verfaſſung biegſam und ab: 
änderlich ſei. (Beifall rechts.) 

Der Abg. Degenkolb iſt für ausſchließliche Beibehaltung des 
urſprünglichen Paragraphen. 

Abg. v. Vincke (zur thatſächlichen Bemerkung): Ich war 
Willens, für die Zufäge der Kommiſſion zu ſtimmen, aber die 
Rede des Herrn v. Gerlach, das angeführte Beiſpiel und die 
ausgeſprochenen Abſichten, die noch dahinter liegen, bewegen mich, 
dagegen zu ſtimmen, indem ich mich ganz ausdrücklich dagegen 
verwahre, daß irgend Jemand treuer und feſter an Sr. Maſe⸗ 
ſtät dem Könige und dem königlichen Haufe halte, als ich. 
(Beifall.) 

Der Berichterſtatter Bergmann: Ich weiß nicht, ob der 
Abg. v. Gerlach gemeint hat, die Kommiſſion ſei für den ge⸗ 
mäßigten Rückſchritt; iſt dies der Fall, ſo verwahre ich alle Mit⸗ 
glieder der Kommiſſion dagegen. Meinte er aber den beſonnenen 
Fortſchritt, fo iſt dies auch nicht von erheblicher Bedeutung. 

Abg. v. Gerlach: Ich war der Anſicht, daß die Kommiſſion 
aus Männern des beſonnenen Fortſchritts beſteht, der mir mit 
dem Rückſchritte keinesweges unvereinbar ſcheint. 

Das Amendement Sybel wird mit 94 gegen 16 Stimmen 
abgelehnt. Dafür ſtimmen die Abg. v. Oppen, v. Pllaski, Röch⸗ 
ling, v. Simpſon, Strohn, v. Sybel, Vagedes, Winter, von 
Brünneck, Frech, Henſche, Herberts, Hermann, Kamp, Kühne. 

Die Zuſätze der Kommiſſion werden angenommen. § 12 
ebenfalls. 

Die Kommiſſion empfiehlt folgenden Zuſatz: 

In Anſehung der Form des Verfahrens in der Appellations⸗Inſtanz 
kommen ſtatt der SS 48—50 der Verordnung vom 28. Juni 1844 die 
Beſtimmungen der 15—18, 20—22 der Veordnung vom 21. Juli 
1846 (Geſetz-Samm en 295) und in dem Bereiche der Verord- 


nung vom 21. Juli 1 (Geſetz⸗Sammlung S. 307) di i . 
gen der §§ 42 ff. der letzteren zur Anwendung. n 


Amendements der Abg. Kisker und v. Gerlach hierzu wer⸗ 
den nicht unterſtützt. 

Der Abg. v. Gerlach empfiehlt folgende Eigenthümlichkei⸗ 
ten des Eheprozeſſes aufrecht zu erhalten: das Recht der Par- 
teien, auch in der Appellations⸗Inſtanz ohne Rechtsanwalt auf⸗ 
zutreten, das Recht des Gerichts, das perſönliche Erſcheinen der 
Parteien zu erfordern, die Regel, daß der Prozeß liegen bleibt, 
wenn der Kläger ihn ſiſtiren will oder ausbleibt und der Be⸗ 
klagte nicht widerſpricht, die Sühnverſuche, und die Befchrän: 
kungen der Wirkung des Geſtändniſſes, der Kontumaz und des 
Eides, Alles nach Maßgabe der Verordnung vom 28. Juni 
1844 und da, wo dieſe gilt — auch für die Appellations⸗In⸗ 
ſtanz ferner beſtehen. 

Der Abg. Kisker hat denſelben Zweck im Auge und glaubt, 
daß ſein Amendement nur wegen Mangels an Aufmerkfamkeit 
nicht unterſtützt worden ſei. (Murren.) 

Der Juſtizminiſter empfiehlt, den Zuſatz der Kommiffion 
abzulehnen, weil es mißlich ſei, hier das Verfahren in Eheſachen 
gänzlich umzuändern. 

Der Zuſatz der Kommiſſion und ein nachträglich eingereichter 
Verbeſſerungs⸗Antrag des Abgeordneten Kisker werden abge⸗ 
lehnt. Zu 9 13 empfiehlt die Kommiſſion folgenden Zuſatz: 

Die a dem Falle, wenn fe bu fir nothwendig 
erachten, ber ! dach verſtä uziehen; letzteren ſte 
ane berathelde Stimme au. a late e BR en 

Mit dieſem Zuſatz wird § 13 angenommen. 

$ 14 und 15 wird unverändert angenommen. 


Schluß der Sitzung 2%, uhr. 
Nächſte Sitzung Montag 10 Uhr. 


Zweite Kammer. 
20ſte Sitzung vom 8. Februar. 
Präſident: Graf Schwerin. 
Eröffnung: 12 Uhr 20 Minuten. 

Am Miniſtertiſche: v. Manteuffel, v. Raumer und ge⸗ 
heimer Juſtizrath Biſchoff. 

Der Schriftführer Abg. Groddeck verlieſt das Protokoll der 
geſtrigen Sitzung, welches von der Kammer genehmigt wird. 

Der Herr Juſtiz⸗Miniſter zeigt an, daß er Krankheits halber 
verhindert ſei, der heutigen Sitzung beizuwohnen, und daß er 
durch den Herrn Juſtizrath Biſchoff aſſiſtirt werden werde. 

Die Central⸗Budgets⸗Kommiſſion hat ſich konſtituirt und zu 
ihrem Vorſitzenden den Abg. v. Patow, zu deſſen Stellvertreter 
den Abg. v. Bodelſchwingh (Hagen) und zum Schriftführer 
den Abg. v. Parpart erwählt. 3 

Es erfolgt nunmehr die Vereidigung der Abgg. v. Winde, 
Kremers, Möller, Graf Cieszkowsky und Schemel. 

Hierauf wird die nochmalige Abſtimmung über das Amende⸗ 
ment des Abg. v. Vincke zu dem erſten Berichte der Petitions⸗ 
Kommiſſion ad Nr. 3 vorgenommen. Daffelbe lautet: 

Die Kammer wolle beſchließen: die Hoffmannſche Petition 
sub a. unter dringender e einer ſchleunigen geſetzlichen 
Regelung des Gegenſtandes, jo weit dazu ein Bedürfniß erkannt 
werden möchte, dem Miniſterio des Innern zur Berückſichtigung 
zu überweiſen. tag 

Die von dem Abg. Keller, beantragte namentliche Abſtim⸗ 
mung wird hinreichend unterſtützt. 

Mit „Ja“ ſtimmen: Graf Schwerin, v. Seckendorf, Sim⸗ 
ſon, Ulfert, Urlichs, v. Vincke, Wentzel, Bardeleben, Graf 
Cieſzkowski, Duncker, Graf Dyhrn, Groddeck, Möcke, Reuter, 
Riedel, Rabe c. — Mit „Nein“ ſtimmen: v. Schlottheim, 
v. Selchow, Stiehl, v. Bismark (Schönhauſen), v. Bodelſchwingh 
(Hagen), v. Kleiſt⸗Reetzow, Graf Poninski, Graf Renard, Graf 
v. Ziethen, Graf v. Arnim ıc. 

Das Reſultat der Abſtimmung iſt folgendes: 129 Stim⸗ 
men für und 143 Stimmen gegen das Amendement. Ge⸗ 
fehlt haben 64. 

Das Amendement des Abg. v. Vincke, welches geſtern 
angenommen worden, iſt ſomit heute verworfen. (Bravo 


Abg. v. Vincke ſchlägt nunmehr vor, daß, da geſtern bereits 
die beiden Anträge auf Tagesordnung, heute das von ihm ge⸗ 
ſtellte Amendement verworfen worden ſeien, die Petition wieder 
an die Petitions⸗Kommiſſion zurückzugeben und einem erneuerten 
Antrage entgegenzuſehen ſei. z 

Der Präfident ift der Meinung, fofort über die Petition 
weiter zu debattiren. 5 

Abg. v. Bismark⸗Schönhauſen will den Tenor der Pe⸗ 
tition ſelbſt zur Abſtimmung bringen. 

Der Abg. v. Vincke iſt gegen den vom Präſidenten gemach⸗ 
ten Vorſchlag, weil der Gegenſtand nicht auf der Tagesord⸗ 
nung ſtehe. 

An der Debatte betheiligen ſich noch die Abgg. v. Auers⸗ 
wald, v. Kleiſt⸗Reetzow, Keller, Groddeck und Beſeler, 
und die Kammer beſchließt, die Petition noch einmal der 
Kommiſſion zurückzugeben. 

Eine Interpellation an das Miniſterium für Handel und Ge⸗ 
werbe in Betreff des beabſichtigten Baues einer Eiſenbahn 
von Poſen nach Breslau, eingebracht von den Abg. Hirſch 
und Genoſſen, wird verleſen, und der inzwiſchen erſchienene Han⸗ 
delsminiſter v. d. Heydt erklärt, daß er dieſelbe längſtens in 
acht Tagen beantworten werde. 

Die Kammer geht nunmehr zur Tagesordnung über. Der 
erſte Gegenſtand derſelben iſt der zweite Bericht der Petitions⸗ 
Kommiſſion, enthaltend 12 Petitionen, 

Die Petitionen 1—4 werden nach den Anträgen der Kommiſ⸗ 
fion erledigt. Ueber die dte Petition, von einer Anzahl von 
Einwohnern der Stadt Breslau eingereicht, in welcher 
darauf angetragen wird: 

die Kammer wolle erklären: a) die Einſetzung des evangeliſchen 
Ober⸗Kirchenrathes und die von ihm ohne Auſttag und Vollmacht 
der evangeliſchen Kirche übernommene Ordnung und Verwaltung 
entſpreche nicht dem nach Art. 15 der Verfaſſung der evangelischen 
Kirche zuſtehenden Rechte; b) es ſei die Herſtellung einer korpo⸗ 
rativen Vertretung der evangeliſchen Kirche zur Wahrnehmung 
ihrer Rechte der verfaſſungsmäßig zuerſt nöthige Schritt zur Aus⸗ 
führung der Beſtimmung des Art. 15. 
beantragt die Kommiſſion: 
In Erwägung, daß die Ausführung des Art. 15 der Verfaſſungs⸗ 
urkunde nicht 8 Kompetenz der Kammer Geh trägt die Kom⸗ 


miſſton darauf an, die Kammer wolle beſchließen, über dieſe 
Petition zur Tagesordnung überzugehen. i 


Es erhebt ſich eine Debatte über dieſen Gegenſtand, in wel 
cher der Abg. v. Patow beantragt, die Petition einer beſonde⸗ 
ren Kommiſſion zur Prüfung und Berichterſtattung zu überweiſen. 

Der Abg. v. Auerswald unterſtützt den Antrag des Abg. 
v. Patow, weil derſelbe im Intereſſe der Kammer liege, damit 
man nicht glaube, daß dieſelbe über dergleichen wichtige Fragen 
ſo leicht hinweggehe ferner weil es im Intereſſe der Regierung 
liege, dieſe Angelegenheit einmal zum Austrag gebracht zu ſehen. 

Der Abg. Landfermann bemerkt, daß von den Petenten in 
keiner Weiſe nachgewieſen ſei, ob fie einen äußern oder innern 
Beruf haben, im Namen der evangeliſchen Kirche zu ſprechen. 
Die Petenten haben den Inſtanzengang nicht inne gehalten und 
ſchon deshalb ſei er für die Tagesordnung, wenngleich er die un⸗ 
endliche Wichtigkeit der Sache nicht verkenne. Ebenſo führt der 
Redner in materieller Beziehung aus, welche Konſequenzen aus 
der Berüͤckſichtigung dieſer Petition für fpätere Petitionen folgen 
werden. Er beantragt die einfache Tagesordnung. 

Der Abg. Graf Kraſſow ſpricht für den Kommiſſtonsantrag 
und hebt hervor, daß die Kammer ſich hüten möge, die Petition 
als etwas Anderes zu betrachten, als was ſie ſei, eine Petition 
mehrerer Einwohner Breslaus. 

Berichterſtatter Abg. Weber: Die Kommiſſton habe den Ans 
trag auf einfache Tagesordnung eigentlich ſtellen wollen. 

Der Präsident bemerkt, daß eine beantragte Tagesordnung 
mit Anführung der Gründe eine motivirte Tagesordnung fei- 

Ein von dem Abg. Hirſch geſtellter Antrag auf Schluß wird 
abgelehnt, und wird nunmehr der Antrag des Abg. Landfer⸗ 
mann auf einfache Tagesordnung zur Debatte geftellt und nach 
der Beſtimmung der Geſchäftsordnung einem Redner für und 
einem Redner gegen den Antrag das Wort ertheilt, 


rechts!) 


den worden. Es wurde en famille geſpeiſt. 


Es erſcheinen die Staats⸗Miniſter v. Rabe und v. We ſt⸗ 
phalen. 

Ueber die einfache Tagesordnung wird namentliche Abſtimmung 
verlangt und ausreichend unterſtützt. 8 

Mit Ja ſtimmten: Trojan, v. Uechtritz, v. Werdeck, Winzler, 
v. Zedlitz, Graf Zieten, Ambronn, Graf Arnim, Bauer (Saatzig) 
Biek, v. Bismark ⸗Schönhauſen, v. Bodelſ hwingh (Hagen), 
Bonſeri, v. Bonin, Graf Cieszkowosky, Freiherr v. Ende, Fröhner, 
Gamet, Groddeck, v. d. Heydt, Hirſch, v. Holleben, Jungbluth, 
Graf Kanitz, Keller, v. Kleiſt⸗Reetzow, v. Lavergne⸗Peguilhen, 
a. Manteuffel, v. Nigolewski, Nobiling, Ohm, Stiehl. 

Mit Nein ſtimmten: Urlichs, v. Vincke, Aldenhoven, v. Auers⸗ 
wald, v. Bardeleben, Berndt, Beſeler, v. Beughem, Bleibtreu, 
Camphauſen, v. Canitz, Duncker, Graf Dyhrn, Harkort, v. Patew, 
Riedel, Pochhammer, von Saucken⸗Tarputſchen, Graf Schwerin, 
Simſon, Wentzel. 

Für einfache Tagesordnung ſtimmten mit Ja 209, mit Nein 
69. Die einfache Tagesordnung iſt alſo angenommen 

Der Geſetzentwurf, betreffend die Todeserklärung verſchollener 
Seefahrer, wird, dem Antrage der Kommiſſion gemäß, ohne 
Diskuſſion mit den von der erſten Kammer vorgeſchlagenen Ab⸗ 
änderungen angenommen. N 

Den letzten Punkt der Tagesordnung beantragt der Abg. 
Simſon vorläufig hinauszuschieben; der Antrag wird angenommen. 
(Schluß der Sitzung 3 Uhr. Nächſte Sitzung Dienſtag 12 Uhr.) 

Tagesordnung: Bericht der Finanzj⸗Kommiſſion über den Geſetz⸗ 
Entwurf betreffend die Einführung einer klaſſiſicirten Einkommen⸗ 
Steuer. a 


Berlin, 8. Februar. Se. Majeſtät der König haben aller⸗ 
gnädigſt geruht: Den Kaufmann H. H. Stackemann zum 
Konſul in Adelaide und den Kaufmann W. Kirchner zum 
Konſul in Sidney zu ernennen. 

Se. königliche Hoheit der Prinz Albert von Sachſen 
iſt von Dresden hier angekommen und im königlichen Schloſſe 
abgeſtiegen. N 

Das Militär⸗Wochenblatt vom heutigen Datum enthält 
unter anderm folgende Perſonalveränderungen in der Armee: 
v. Wegerer, Hauptmann vom 25. Infanterieregiment, wurde zum 
Major und Kommandeur des 3. Bat. 28. Landwehr⸗Regiments, 
befördert: v. Rekowski, Hauptmann vom 37., ins 25. Infan⸗ 
terieregiment, und v. Flotow, Hauptm, vom 25., in 37. Jufan⸗ 
terieregiment verſetzt; Prinz Alexander von Preußen, königl. Ho: 
heit, zum erſten Kommandeur des 3. Bat. 1. Garde⸗Landwehr⸗ 
Regiments, Prinz Georg von Preußen, königliche Hoheit, zum 
erſten Kommandeur des 3. Bataillons 2. Garde⸗Landwehr⸗Re⸗ 
giments ernannt. v. Hanfſtengel, Major und Kommandeur 
des 3. Bat. 28. Regiments, als Kommandeur zum 1. Bat. 
25. Regiments verſetzt. Curio, Major und Kommandeur des 
1. Bat. 25. Regiments, als Oberſtlieutenant mit der Regiments⸗ 
Uniform mit den vorſchr. Abz. f. V. und Penſion, verabſchiedet. 

Daſſelbe Blatt theilt die Nachweiſung der ſeit dem 1. April 
1850 bis 31. Januar 1851 zur offiziellen. Kenntniß 
nen Todesfälle von königlich preußiſchen Offizieren des ſtehenden 
Heeres und der Landwehr, ſo wie von Militär⸗Beamten, auch 
eine zweite Nachweiſung der ſeit dem 1. April 1850 bis 31. Ja⸗ 
nuar 1851 zur offiziellen Kenntniß gekommenen Todesfälle von 
ausgeſchiedenen und dimittirten königl. preußiſchen Offizieren des 
ſtehenden Heeres und der Landwehr, fo wie von den verabſchie⸗ 
deten Militär⸗Beamten mit. 


Berlin, 8. Febr. [Tagesbericht.] Auf feinem Marſche 
von Steglitz nach Lindenberg pafjirten geſtern Mittag halb 
uhr der Stab der Zten Kavalerie:Divifion und das Ate 
ulanen⸗Regiment Berlin. Se. Majeſtät der König, Se. 
kaiſerl. Hoheit der Erzherzog Leopold fo wie ſämmtliche hier ans 
weſende königl. Prinzen beſichtigten das Regiment um 11 Uhr 
an der Brücke des Landwehrgrabens vor dem Potsdamer Thore. 
— „ 12 Uhr exercirte das Garde⸗Dragoner⸗Regi⸗ 
ment vor Sr. königl. Hoheit dem Erzherzog Leopold von 
reich auf dem Tempelhofer Felde. — Von Magdeburg trafen 
um 3 Uhr mit der Potsdam Magdeburger Eiſenbahn die Erſatz⸗ 
Bataillone der 2. und 3. Garde⸗Infanterie⸗Brigade hier ein; 
dieſelben werden in dieſen Tagen aufgelöſt und die Mannſchaften 
den reſp. Regimentern wieder zurückgegeben werden. Zu derſel⸗ 
ben Zeit kam eine Schwadron Küraſſiere, welche auf den Dör⸗ 
fern um Berlin längere Zeit einquartiert war, an. Die Schwa⸗ 
dron ſetzt ihren Marſch nach Paſewalk fort, wo fie feit mehte⸗ 
ven Jahren in Garniſon gelegen hat. 4 

Tafel gela⸗ 


Der Erzherzog Leopold war geſiern zur königl. 
Die geftrige Vorstellung im königl. Opern hauſe, des Bal. 


let: „Das hübſche Mädchen von Gent“ war eine von einem 
ſo zahlreichen als glänzenden Publikum beſuchte. 23. MM. 
der König und die Königin, der hohe Gaſt —.— En: 


herzog Leopald und die hier anweſenden 
Prinzeffinnen wohnten derſelben bei, nn = 

Der Graf Redern hatte geftern Abend ein prächtiges Feſt 
. welches der Erzherzog Leepeld mit feiner Gegenwart 
eehren wollte. 

Der Freiherr v. Prokeſch⸗Oſten gab zu Ehren der Anwe⸗ 
ſenheit des Erzherzog Leopold vorzeſden eine Soiree, welcher auch 
II. kk. HH. die Prinzen Kart, Friedrich und Georg von Preu⸗ 
ßen, die Herzöge von Würtemberg und Mecklenburg, die Mini⸗ 
ſter und das geſammte diplomatiſche Corps beiwohnten. Von 
Abgeordneten bemerkte man nur den Präſidenten von Manteuffel 
und Hrn. v. Bismark⸗Schönhauſen. 

Die Nachricht, daß Se. Majeſtät der König mit dem Kal⸗ 
fer von Rußland und dem Kaiſer von Seſterreich eine 
Zuſammenkunft hoben werden, wied jetzt wieder mit eini⸗ 

er Beſtimmtheit wiederholt. Wiewohl noch nicht der Ort der 
ammenkunft beſtimmt worden ſei, fo werde dieſelbe doch in 

er Zeit ſtattfinden. (Voß. Ztg.) 
ie Mittheilung über die Audienz einer Deputation 
der pommerſchen Stände bei Sr. k. H. dem Prin- 
zen von Preußen erhält in der N. Pr. 3. folgende Er. 
gänzungen: „Der Prinz richtete in kräftigen, echt Preußiſchen 
Worten die Aufforderung an die Abgeordneten, die penamerſche 
Treue auch jest zu dewähren, durch regen Eifer für die Wieder⸗ 
gewinnung dauernder und ſicheret Grundlagen für eine gedeih⸗ 


liche Entwickelung unſeres inneren Staatslebens. Se. k. 
Hoheit vermißten die Baſis, welche hierzu allein geeignet 
fei, namentlich in der Gemeinde⸗Ordnung, und ſprachen in 
ſehr entſchiedener Weiſe Ihre Beſorgniß über die, von deren 
Einführung zu befürchtenden unheilvollen Folgen aus. — 
Mit beſonderer Anerkennung gedachte der Prinz des Geiſtes der 
Treue und des Gehorſams, der ſich bei der Mobilmachung 
kundgegeben, und fügte ungefähr hinzu: „Als Chrift dürfe man 
den Krieg auf jeden Fall nicht wünſchen, und man müſſe ſich 
daher freuen, daß er vermieden worden; aber auch den Frieden 
um jeden Preis könne man nicht wollen, und Sie hegten das 
feſte Vertrauen, daß, wenn dereinſt die Ehre und Sicherheit 
Preußens den Krieg nothwendig erfordern würden, — das Volk 
ſich dann auf den Ruf des Königs mit derſelben Begeiſterung 
und Treue um die Fahnen ſchaaren werde, wie unlängſt.“ 

Die nächſte Zuſammenkunft des Fürſten Schwarzenberg 
und des Miniſterpräſidenten v. Manteuffel in Dresden dürfte 
gegen das Ende künftiger Woche ſtattfinden. 

In konſervativen Kreiſen hört man hier vielfach die 

Hoffnung ausſprechen, daß die beiden deutſchen Großmächte 
in der heſſiſchen Frage auf eine baldige und endliche, 
beiden (1) Theilen gerechte Erledigung hinwirken 
werden. 

Der Graf v. Arnim (Heinrichsdo 
nung zum diesſeitigen Geſandten in 
in den nächſten Tagen dahin abgehen. 

Der preußiſche Geſandte am ſächſiſchen Hofe Graf Galen ift 
heute nach Dresden zurückgekehrt. 

Sicherem Vernehmen nach hat der Regierungs⸗Rath und 
Abgeordnete v. Klützow nunmehr eine kommiſfariſche Stel⸗ 
lung im Miniſterium des Innern zur Einführung der 
neuen Gemeinde⸗Ordnung und der damit in Verbin⸗ 
dung ſtehenden organiſchen Geſetze erhalten, wobei ſein 
Mandat als Abgeordneter zur zweiten Kammer nicht aufhört. 

** (N. Pr. 3.) 

Herr v. d. Heydt wird eine überſichtliche Zuſammenſtellung 
der unter ſeiner Verwaltung für das Handelsgebiet erſtrebten und 
durchgeführten Reformen im Druck erſcheinen laſſen. — Eine 
andere ebenfalls in dieſen Tagen erſcheinende Druckſchrift von 
konſervativ⸗politiſcher Tendenz iſt die Rede des Kammergerichts⸗ 
Rath v. Merkel „über die Furcht vor den Dresdener Konfe⸗ 
renzen“, gehalten in einem konſervativ⸗konſtitutionellen Kreisverein. 
Dieſe Rede erſcheint in der Schleſingerſchen Buch- und Muſi⸗ 
kalien⸗Handlung. f a 

Der neue Oberbürgermeiſter, Herr Krausnick, hat im Mas 
giſtrat bereits mit mehreren inneren Reformen begonnen. Na⸗ 
mentlich iſt die ſogenannte Gewerbeabtheilung ganz eingezogen 
und werden alle Abeiten derſelben im Plenum erledigt, welches 
dazu eine eigene Sitzung hält. Die Deputationen find durch⸗ 
weg theils neu beſetzt, theils ergänzt und namentlich die Ge⸗ 
werbs ⸗ Aſſeſſorate in der Weiſe anders vertheilt, daß die 
gleichartigen Gewerbe möglichſt in eine Hand gelegt wurden. 
Am 6. d. kamen hier 320 Perſonen an und reiſten 326 ab. 
Angekommen: der königliche großbrittaniſche Kabinets⸗Kurier 
Moore von Wien. Abgereiſt: der holſteiniſche Regierungs⸗ 
Rath Harbou nach Kiel, der k. k. öſterreichiſche Miniſterial⸗ 
Kommiſſar v. Neu wall nach Hamburg. 

[Eine Reihe neuer Verwickelungen.] Wir leſen in 
der Köln. Ztg. folgendes Schreiben aus Berlin: „An die A b⸗ 
reiſe des Hrn. v. Sydow nach Süddeutſchland, zu: 
nähft nach Baden⸗Baden, knüpft ſich der Anfang einer Reihe 
neuer Entwickelungen, deren Ende ſich nicht leicht auch nur an⸗ 

ernd vorausſagen läßt. Preußen und Oeſterreich ſind dahin 

gekommen, an der ſchweizer Gränze ein Obſervations⸗ 
korps aufzustellen, durch welches vor der Hand dem Wiederauf⸗ 
nehmen der Neuenburger Angelegenheit Nachdruck gegeben 
werden ſoll. Daß in Betreff Neuenburgs etwas im Werke iſt, 
unterliegt keinem Zweifel. Weiterhin wird die Schweiz „Ga— 
rantien“ zu geben haben, Garantien der „Ruhe und der Drds 
nung.“ Somit hatte der im Solde Rußlands ſtehende Cape: 
figue ſo Unrecht nicht, als er ſchon gegen den Schluß des ver⸗ 
gangenen Jahres in einem ſeiner Londoner Briefe an die „Aſſem⸗ 
blee Nationale“ den bevorſtehenden Kreuzzug gegen die Schweiz 
in Ausſicht ſtellte, mit dem Beiſatze: in zweiter Linie werde die 

Reſtauration mit Piemont ein Hühnchen zu rupfen haben. 
Auch verräth die pariſer „Preſſe“ keinen unglücklichen Inſtinkt, 
wenn ſie an die Noten erinnert, die das öſterreichiſche Kabinet 
in den Jahren 1830 und 1831 der Regierung Louis Philipps 

zuſtellen ließ und worin Fürſt Metternich rund heraus erklärte, 
Oeſterreich könne und werde bei etwaigen Reform⸗Verſuchen in 

Piemont keinen gleichgiltigen Zuſchauer abgeben, vielmehr ſeinem 
Ordnerruf in Italien bis zum Faro volle Geltung verſchaffen. 
So kann man es auch jetzt wieder von öſterreichiſchen Diploma⸗ 
ten hören, fo oft man will, dem „Unweſen“ der ſardiniſchen Res 
gierung müſſe ſchleunigſt ein Ende gemacht werden: ein Azeglio 

ſei eben fo gefährlich für die Prärogative des monarchiſchen Prinz 
zips, wie für die Gerechtſame der Kirche. In Schleswig⸗ 

Holſtein wird man dem König von Dänemark geſtatten, nach 
eigenem Gutdünken eine Verſammlung Notabler einzuberufen 
und mit ihnen eine Verfaſſung zu vereinbaren, unbekümmert 
darum, ob dieſe Notabeln wirklich die verbrieften Rechte der Her⸗ 
zogthümer vertreten oder nicht. Iſt aber nun einmal dieſe Ge⸗ 

ſammtverfaſſung fertig, fo find die daneben beſtehenden Sonder: 

Verfaſſungen gänzlich außer Wirkung geſetzt, weil ſie ihren 

Schwerpunkt außerhalb in Kopenhagen und im Kabinet des Kö⸗ 
nigs haben. Es fragt ſich jetzt nur, welches Wörtchen Eng⸗ 

land mitſprechen wird. Und auch Frankreich, auf das un⸗ 

ſere Diplomaten gegenwärtig mit der größten Verachtung hin⸗ 
blicken, dürfte leicht einen Strich durch die Rechnung machen. 
Nichts lächerlicher, als die Thatkraft des franzöſiſchen Volkes ſo 
gänzlich unterſchätzen, weil die Parteien ſich in den Haaren lie⸗ 
gen. Ein einziger unbedachter Schlag nach dem Auge eines 
unſerer Nachbarn wird dem galliſchen Hahn feine ganze Schwung⸗ 
kraft wiedergeben.“ 

Die kirchliche Streitfrage), die heute auf Veranlaſſung 
einer Petition von Einwohnern der Stadt Breslau 
eine vorläufige Entscheidung der zweiten Kammer im Sinne 
des Erlaſſes vom 29. Juni v. J. und eine entſprechende ſehr 
determinirte Erklärung des neuen Kultusminiſters herbeigeführt 
hat, iſt auch bereits Gegenſtand einer literariſchen Controverſe 
unter der hieſigen Geiſtlichkeit geworden und droht, allen Anzei⸗ 
chen nach, einen Umfang zu gewinnen, der die kirchlichen Strei⸗ 
tigkeiten des verfloſſenen Jahrzehnts weit hinter ſich zurück laſ⸗ 
fen dürfte. Bei den Spnodalverſammlungen, die hier zur Er: 
wägung der Frage: ob die Geiſtlichen bei der Einführung der 
kirchlichen Gemeindeordnung mitwirken und ihre Gemeinden zur 

Annahme derſelben beſtimmen wollen? ſtattgefunden haben, iſt die 
Spaltung zwiſchen der gouvernementalen Partei der ieſigen Geiſt⸗ 
lichkeit und den Gegnern der neuen Verfaſſungsgeſetze bereits 
deutlich hervorgetreten. Ein der erſtern Partei angehöriger Geiſt⸗ 
licher, der Prediger Orth, hat fo eben eine Streitſchrift gegen 
„Die kirchliche Demokratie“ (bei Wohlgemuth) erſcheinen laſſen. 

Die kirchlichen Demokraten ſind ihm die Gegner des Erlaſſes 
vom 29, Juni 1850, die Urheber der Vorſchläge zu einer Ver⸗ 


hat geſtern ſeine Ernen⸗ 
ien empfangen und wird 


faſſung für die evangeliſche Landeskirche Preußens, die Kämpfer 


für die Aufrechterhaltung der kirchlichen Union. Den Gegenſatz 
zwiſchen feiner und der gegneriſchen Partei faßt er in folgender 

el: die gouvernementale Partei hat als oberſten Grundfag 
‚die Zuſammengehörigkeit von Repräſentation und Regiment der 
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Kirche“, die „kirchliche Demokratie“ ſtellt „die Autokratie der Re⸗ 
präſentation“ als oberſten Grundfag auf. Außer dieſer Partei⸗ 
ſchrift iſt noch ein im Buchhandel nicht erſchienenes „Sendſchrei⸗ 
hen der Kölniſchen Synodalkonferenz an die Mitglieder der St. 
Petri⸗ und Louiſenſtadt⸗Gemeinde“ als ein Dokument zu der be⸗ 
ginnenden Geſchichte eines großen Kirchenſtreites zu erwähnen. 


C. B.) 
Deutſchland. 

** Kaſſel, 7. Februar. [Tagesbericht.] Die Verle⸗ 
gung der baier. Kavallerie nach dem Bezirk Fritzlar hat 
lediglich ihren Grund darin, weil der Mangel an Lebens⸗ 
mitteln in ihren bisherigen Standquartieren, zu fühlbar wurde. 
— Durch das permanente Kriegsgericht, Abtheilung: Unterſu⸗ 
chungskommiſſion, iſt der Steueraufſeher Flatung heute zur 
gefänglichen Haft gebracht worden. Der Grund weshalb: iſt 
freilich im Publikum nicht bekannt. — Das ſoeben ausgegebene 
Geſetzblatt beſtätigt, was ich Ihnen bisher über die Einſetzung 
eines neuen Kriegsgerichts mittheilte. Das betreffende 
Ausſchreiben lautet: g 

Ausſchreiben des Geſammt⸗Staatsminiſteriums 
: vom 6. Februar 1851, 

das durch die Verordnung vom 30. September v. J. vorgeſchriebene 

ee betreffend. 

In Folge allerhöchſter Entſchließung Seiner königlichen Hoheit des 
Kurfürſten wird, — 

da der Bundes⸗Civilkommiſſar, Herr Feldmarſchalllieutenant Graf 
von Leiningen ⸗Weſterburg Erlaucht, von der, den von dem⸗ 
ſelben eingeſetzten Kriegsgerichten beigelegten und zur öffentlichen 
Kenntniß gebrachten Kompetenz diejenigen Fälle, welche durch den 
$ 2 der Verordnung vom 28. September v. J. der kriegsrechtli⸗ 
chen Behandlung überwieſen worden, wieder auszunehmen und 
dem kurfürſtlichen Kriegsgerichte, wie ſolches durch die Verordnung 
vom 30. September v. 85 eingeſetzt, überlaſſen zu müſſen erklärt 
hat, die Bildung eines aus dem kurheſſiſchen Armeekorps zuſam⸗ 
menzuſetzenden Kriegsgerichts aber durch die eingetretenen Ereig⸗ 
niſſe unthunlich geworden ift, mithin auch in dieſer Beziehung die 
ſubſidiariſche Aushülſe der Bundestruppen nöthig wird, 

hierdurch zur allgemeinen Ae e bekannt gemacht, daß der Bun⸗ 
des⸗Civilkommiſſar, Herr Feldmarſchalllieutenant Graf v. Leiningen⸗ 
Weſterburg Erlaucht, dem dieſſeitigen Erſuchen, ein nach den, durch 
die Verordnung vom 30. September v. J. gegebenen Normen aus den 
Bundeshülfstruppen zuſammentretendes, zum Erkennen in erſter In⸗ 
ſtanz berufenes, kurheſſiſches Kriegsgericht el Nen entſprochen hat 
und daß an dieſes Kriegsgericht unmittelbar die 
deren Aburtheilung daſſelbe berufen iſt, erfolgen ſoll. 

Kaſſel, am 6. Februar 1851. 

Kurfürſtliches Geſammt⸗Staatsminiſterium. 
Haſſenpflug. Volmar. Haynau. 
Für den Juſtizminiſter 
kraft allerhöchſten Auftrages: 
Meyer. 

Mainz, 5. Februar. Heute früh rückte von hier das erſte 
Bataillon des preußiſchen 40. Regiments, was ſeit 17 Jahren 
hier in Garniſon geſtanden hat, aus. Am 15. wird ihm das 
zweite Bataillon folgen. Gegen Mittag traf heute das letzte Ba⸗ 
taillon des hierher verlegten 39. Regiments ein. 

Karlsruhe, 4. Februar. Heute wurde der Landtag ge⸗ 
ſchloſſen. Der Präſident des Miniſteriums des Innern, Staats⸗ 
rath Freiherr v. Marſchall, verlas das höchſte Reſkript, wo⸗ 
durch er beauftragt worden war, den Schluß des Landtags zu 
vollziehen. 


Schleswig ⸗Holſteinichſe Angelegenheiten. 

Hamburg, 7. Februar. Heute nach 1 Uhr Mittags iſt 
das k. k. öſterreichiſche Infanterie-Regiment, Fürſt Schwarzen⸗ 
berg (Nr. 19), aus Ungarn beſtehend, unter Anführung des 
Generals Signorini (3 Bataillons, etwa 3500 Mann ſtark) 
nebſt einer Fußbatterie von 8 Geſchützen von Bergedorf hier ein⸗ 
getroffen und durch die Stadt ſogleich nach Altona weiter ge⸗ 
zogen, um nach kurzem Aufenthalte daſelbſt nach Rendsburg 
zu gehen. Das Regiment wurde außerhalb des Steinthors von 
Sr. Excellenz dem Feldmarſchall⸗Lieutenant Freiherrn v. Lege⸗ 
ditſch nebſt der hier anweſenden k. k. Generalität empfangen, 
Vom Walle begaben ſich die Letzteren nach dem Bahnhofe, um 
die ebenfalls zur Beſatzung von Rendsburg beſtimmten zwei 
Bataillons des k. preußiſchen 8. Leibregiments zu empfangen, 
welches etwa um 2½ Uhr unter dem Kommando des Oberſten 
v. Monnſtein hier eintraf, und von denen vorläufig das eine in 
St. Pauli, das andere in Hamm einquartirt wurde. Unter 
den eingetroffenen k. k. Generälen nennt man auch den General 
v. Zobel. 

Mölln, 7. Februar. Heute Morgen verließ uns nach faſt 
dreiwöchentlichem Aufenthalte das zweite Bataillon vom Welling⸗ 


ton⸗Regiment mit dem Regiments⸗ und Brigadeſtab unter Ges 


neral Zobel. Alle Truppen dieſer Brigade haben ſich aus der 
ganzen Umgegend Möllns heute Morgen in Bewegung geſetzt 
und marſchiren auf drei Straßen bis dicht vor Hamburg, wo 
ſie am Sonntag Morgen etwa um 10 Uhr eintreffen werden. 
Nachdem die ganze Brigade ſich dort geſammelt, werden ſie bei 
günſtigem Wetter in Paradeuniform und mit fliegenden Fahnen 
durch Hamburg gehen und zwar zuerſt das 3. Jägerbataillon 
mit einem 70 Mann ſtarken Muſikchor, dann das 1. Bataillon 
vom Wellington⸗Regiment (42,), dann eine 6⸗pßpfündige Batterie, 
dann das 2. Bataillon mit der 85 Mann ſtarken Muſik (aus⸗ 
geſuchte Virtuoſen), dann eine 12⸗pfündige Batterie, dann das 
3. Bataillon und zum Schluß eine Schwadron Kavalerie. Da 
es gerade Sonntag iſt, ſo werden die Hamburger nicht verfehlen, 
den Durchmarſch dieſer Truppen anzuſehen. 

Vorbenannte Brigade iſt zur Beſetzuug Altonas beſtimmt, 
wo fie auf längere Zeit verbleiben wird. 

Mit dem Betragen der Leute war man hier im Allgemeinen 
zufrieden, när wäre zu wünſchen, daß den Bürgern für die gute 
Verpflegung eine hinreichende Entſchädigung würde. 

Wie es heißt, werden wir in einigen Tagen wieder Kavalerie 
oder ſonſtige Reſervemannſchaften zu erwarten haben. (H. C) 

Schwarzenbeck, 5. Februar. Geſtern Abend ift der Bes 
fehl hier angelangt, daß ſich die Diviſion Theiner, die aus 
der Brigade Zobel und Signorini beſteht, nach Rendsburg be⸗ 
geben ſoll, um dieſe Feſtung gemeinſchaftlich mit den Preußen 
zu beſetzen. Der erſte Haltpunkt ſoll in Bergedorf, der zweite in 
Altona ſein, wo die Truppen einige Tage bleiben werden, um 
dann mit der Eiſenbahn an ihren Beſtimmungsort abzugehen. 
Der 10. d. wird als der Ankunftstag in Rendsburg bezeich⸗ 
net. General Signorini iſt vorläufig zum Feſtungs⸗ 
Kommandanten ernannt und hat heute einen Armeebefehl an 
die Soldaten erlaſſen! die Holſteiner durchaus nicht als 
Feinde und Rebellen zu behandeln, ſondern als 
Brüder und Lands leute. Feldmarſchall⸗Lieutenant v. Thei⸗ 
ner, der ſich gleichfalls ſeit 14 Tagen hier aufhält, wird für's 
Erſte nach Altona gehen. (E. 3.) 

Lübeck, 6. Febr. In der vergangenen Nacht entriß ein plötz⸗ 
licher Tod uns den Präſidenten des Ober⸗Appellations⸗Gerichts 
der vier freien Städte Deutſchlands, Georg Arnold Heiſe. 

Heute iſt noch ein Bataillon des Regiments Erzherzog Al⸗ 
brecht, und zwar das erſte, hier eingerückt, ſo daß ſich gegen⸗ 
wärtig ca. 2500 Mann k. k. Truppen in unſeren Mauern be⸗ 
finden, von welchen uns indeß morgen ein Theil des letzteinge⸗ 
rückten Bataillons, drei Kompagnien, wieder verlaſſen wird, um 
in Travemünde und den anliegenden lübeckiſchen Dorfſchaften 
Quartier zu beziehen. Beim geſtrigen Zapfenſtreich hatte ſich 
eine große Menge Volks eingefunden, welche dieſen ungewohnten 
Aufzug mit Laͤrmen, Pfeifen und insbeſondere unter Abſingen 
des ſchleswig⸗holſteiniſchen National⸗Liedes begleitete. Dieſe Ru⸗ 
heſtörungen, welche indeß mehr im Muthwillen als in politiſchen 
Sympathien oder Antipathien ihre Quelle zu haben ſchienen, 
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haben zu einer Polizeibekanntmachung Anlaß gegeben, wodurch 


orlage der Fälle, zu 


von ſolchen Exceſſen abgemahnt, und vor den „traurigen, unſere 
Stadt ſchwer treffenden Folgen“ gewarnt wird, welche mit ſol⸗ 
chen Ruheſtörungen unter den obwaltenden Umſtänden verknüpft 
ſein können. (H. N.) 

Altona, 7. Februar. Die erſten Oeſterreicher ſind 
heute Nachmittag auf dem Marſch nach Rendsburg bei uns ein⸗ 
gerückt, wie Sie wiſſen werden, da ſie Hamburg paſſirt ſind. 
Es iſt das Regiment Fürſt Schwarzenberg (größtentheils Un⸗ 
garn), unter dem General Signorini, mit einer Batterie. Zu⸗ 
gleich ſind 2 Bataillone des 8. preuß. Inf.⸗Reg. (Leibregiment) 
unter Oberſt v. Mannſtein angelangt. Der F.⸗M.⸗L. Legeditſch 
empfing die Truppen. Das öſterr. Corps iſt in der Stadt, die 
Preußen vor dem Thore einquartiert. (H. N.) 

Rendsburg, 7. Febr. Das Ate Infanterie⸗Bataillon iſt 
heute nach Meldorf, die Iſte Feſtungsbatterie nach Glückſtadt, 
die 2te nach Heiligenhafen abmarſchirt, die Ste geht morgen nach 
Neuſtadt, die öte nach der Probſtei, die Ate bleibt hier. Dem 
2ten Jägerkorps iſt das ſchwerſte Ende der Reſignation beſchie⸗ 
den: es ſoll die Feſtung den Preußen überliefern, welche hier 
morgen die Wachen beziehen, und wird demnächſt morgen Nach⸗ 
mittag nach Itzehoe abmarſchiren. (S. H. W. Z.) 

Oeſterrei ch. 

np Wien, 8. Februar. [Tagesbericht.] Nr. 5 des zu 
Gratz erſcheinenden „Urchriſtenthums“, eines Organs der freichriſt⸗ 
lichen Gemeinden, ward im Auftrage der Staatsanwaltſchaft von 
der Polizei mit Beſchlag belegt, jedoch da nach 3 Tagen kein 
gerichtliches Erkenntniß erfolgte, wieder freigegeben. Die Redak⸗ 
tion verſpricht den gründlichen Beweis in den nächſten Nummern 
zu liefern, daß die freichriſtliche Lehre den Intereſſen des Staa⸗ 
tes und der geſellſchaftlichen Ordnung durchaus nicht widerſpricht. 
Zu Gratz ereignete ſich kürzlich der Fall einer Ehe zwiſchen zwei 
Perſonen freichriſtlichen Glaubens; da die Gemeinde vom Staate 
nicht anerkannt iſt, ſo ging die Trauung durch einen proteſtan⸗ 
tiſchen Prediger vocher, worauf erſt die Einſegnung nach frei⸗ 
chriſtlichem Gebrauche folgte. 

In den Verhandlungen mit dem Grafen v. Sponneck ſoll 
auch der Koſtenpunkt in Betreff der öſterreichiſcher Seits erfolg⸗ 
ten Beſetzung des Herzogthums Holſtein zur Sprache gekommen 
fein, Oeſterreich will in dieſem Falle nur ein möglichſt billiges 
Maß der Entſchädigung beanſpruchen. 

Im Laufe dieſer Tage wird von dem Miniſterrathe ein Nor⸗ 
malbudget diskutirt werden, wodurch die Ausgaben in ſämmtli⸗ 
chen Verwaltungszweigen auf ein Minimum reduzirt werden ſol⸗ 
len und die allmählige Behebung des Deficits zu vermitteln ge⸗ 
hofft wird. 5 

Eine ſlawiſche Deputation, Profeſſor Kollar an der Spitze, 
begab ſich kürzlich zu dem Juſtizminiſter Karl v. Krauß mit 
der Bitte, das nationale Gleichberechtigungsprinzip vor wie nach 
walten zu laſſen und die bisherigen Juſtizeinrichtungen in dieſer 
Richtung aufrecht zu halten. Der Miniſter ertheilte diesfalls die 
beſtimmteſten Zuſicherungen und entließ die Deputation erſt nach 
Verlauf von 2 Stunden. : ; 

In Krems befinden ſich die Unterſuchungsgefängniſſe in einem 
ſehr üblen Zuſtande. Junge Verbrecher und ergraute Spitzbuben 
ſind bunt durcheinander gemiſcht. Das ganze Gefangenhaus be⸗ 
ſteht aus drei Geſchoſſen, in welchem ein mephitiſcher fauler Ges 
ruch und kein Luftzug iſt. Die Gänge ſind ſchmutzig grau. 
Die Arreſte ſind wahre Dunkelarreſte, wo Tag und Nacht egyp⸗ 
tiſche Finſterniß herrſcht, und ſelbſt Mittags beim Speiſen Licht 
angezündet werden muß. Seit dem Beſtehen der k. k. Landes⸗ 
gerichte vom 1. Juli 1850 wurde einer der Gefangenen wahn⸗ 
ſinnig, zwei litten an gefährlichen Augenübeln, einer erkrankte am 
Lungenübel und auch die übrigen Verhafteten ſiechen zuſehends 


dahin. 
Seit einigen Tagen zirkulirt in Oberöſterreich eine gedruckte 


Beitrittseinladung an alle Katholiken zum „Vereine der heiligen 
Kindheit“. Zweck dieſes Vereines iſt Ankauf und chriſtliche Er⸗ 
ziehung jener Kinder, die in China gleich nach ihrer Geburt ſonſt 
erſtickt, erfäuft oder auf andere Weiſe ermordet werden. Ihre 
Anzahl ſoll ſich jährlich auf viele Tauſende belaufen. Mitglied 
des Vereins kann jeder Katholik von früher Jugend an, bis zur 
Volljährigkeit ſein, wenn er täglich ſein Ave Maria betet und 
monatlich 1 Kr. K. M. beiſteuert. 
Frankreich. N 
* Paris, 6. Febr. [Tagesbericht.] Alles iſt in höch⸗ 
ſter Spannung auf die Dotations⸗Debatte. Die Kommiſſion 
will die Angelegenheit ſchnell zu Ende führen. Sie hat ſich heute 
konſtituirt. Herr v. Mornay iſt zum Präſidenten, Herr 
Desavanr zum Sekretär und Herr Piscatory zum Bericht: 
erſtatter ernannt. Der Bericht, heißt es, wird einer Anklage⸗ 
Akte gegen den Präſidenten gleichkommen, und ſoll ſchon morgen 
der Verſammlung vorgelegt werden. Wahrſcheinlich wird die 
Debatte auf übermorgen verſchoben und in einer Sitzung erle⸗ 
digt werden. 


Bei der Kommiſſionswahl waren geſtern 637 Mitglieder an⸗ 


weſend. Thiers, Changarnier, Molé, Berryer, O. Bar⸗ 
rot, Barrot und Lamartine haben nicht an der Debatte 
Theil genommen. Unter den Vertheidigern der Dotation ſind: 
Montalembert, Leon Faucher, Daru, Beugnot, Baus 
chart, Fremy, Godelle, Ducos, Denjoy, Lacoſte, Wo⸗ 
lowski. Dagegen ſprachen: Piscatory, Baze, Ch ambolle, 
de Mornay, H. Tranchere, J. de Laſteyrie, Deleſſert, 
Creton. ; 

Man ſpricht bereits von einem fehr ſchlagenden Amendement, 
welches am Tage der 1,800,000 Franken auf die Tribüne ge: 
bracht werden ſoll. Dieſes ſehr kurz gefaßte Amendement verbie⸗ 
tet auf das Beſtimmteſte jede von den Trägern der Obrigkeit 


hervorgerufene und in Schutz genommene Subſkription. 


Nach den dieſem Amendement voran geſtellten Gründen, wäre jede 
Aufforderung zu einer ſolchen Subſkription als Mißbrauch der 
Amtsgewalt zu betrachten. N 

Daß die Dotation von der Verſammlung verworfen werden 
wird, erſcheint immer zweifelloſer. Die Gemüther ſind ſehr ge⸗ 
reizt, und die Sprache der elyſeeiſchen Journale iſt auch nicht 
geeignet, ſie zu beruhigen. Man wird die Dotation alſo ver⸗ 
werfen — aber hernach? 

Einige Freunde des Elyſee beharren bei dem Projekt einer Na⸗ 
tional⸗Subſkription, und behaupten ſogar, daß ſie ſich bereits im 


Fremdenliſte von Zettlitz's Hotel. 
Major Ilgner aus Berlin. Kaufm. Wolff 
aus Grotten. Offizier Sonſa⸗Agenar aus 
Braſilien. Fürſt v. Hohenlohe aus Wien kom⸗ 
mend. Ruſſiſcher Geſandter Baron v. Seiſſal 
aus Wien. Partik. v. Hugo aus Freiwaldau. 


Markt ⸗Preiſe. 
Breslau am 10. Februar 1851. 
feinſte, feine, mit., ordin. Waare 


vielſeitige Kaufluſt, 


Schnürmieder zum Selbſtſchnüren 


mit neuer und weit einfacherer Mechani 


die Roß 


ar. 
Berlin, 8. Bebeu # 
e 


ganzen Lande, ohne die Theilnahme der Exekutivgewalt, orga 
ſirt. Andere und zwar die Vernünftigern, erklären ſich auf 
Entſchiedenſte gegen dieſes Ausfluchtsmittel und meinen, der P 
ſident werde fein Haus beſchränken. Das Letztere wäre auch 
der That das beſte Mittel für den Präſidenten, die gute S 
in dieſem Konflikte zu behalten und die Verſammlung in el 
große Verlegenheit zu ſetzen, und es ſcheint faſt unglaublich, d 
er das nicht erſt einſehe und den Einflüſterungen gewiſſer Freun 
nachgebe, welche Alles für verloren halten, wenn er die 3 
lionen nicht bekömmt. Wenn die Verſammlung ihm dieſell 
verſagt, ſo iſt es für den Präſidenten beſſer, ſich ohne ſie zu 
helfen, als zu einem Mittel zu greifen, das als Anklage ge 
ihn benutzt werden kann. 

Abgeſehen von dem Berichte Piscatorp's wird in der morg 
den Sitzung eine ſtürmiſche Debatte ſtattfinden, da die Pr 
pofition Tinguy auf der Tagesordnung ſteht, welche den f 
fortigen Zuſammentritt der General⸗Konſeils im Falle einer 
ſurrektion oder eines Staatsſtreichs beantragt. Die Linke 
die Bonapartiſten ſind gegen den Antrag, der daher auch w 
Chancen auf Annahme hat; die Debatte aber wird gewiß fe 
lebhaft ſein, wenn die Verſammlung nicht anders, mit der De 
tations⸗Angelegenheit beſchäftigt, jeden andern unerledigt laſſe 
wird. N 

Während nun die Nat.⸗Verſammlung und die Präſidentſchaf 
fi) bedrohen, wollen die Flüchtlinge in London auch nid! 
daß man fie vergeſſe. Ein Theil von ihnen, Louis Blat 
an der Spitze, hat ein Cirkulair erlaſſen, in welchem die 
zialiſten zu einer großen Revolutionsfeier am 24. Februar a 
gefordert werden. Das Dokument predigt den gröbſten Ko 
munismus. 


Groſ brit annien. 


(*) London, 5. Februar, Abends. [Tages berich 
Sämmtliche Journale kommentiren heute die Thronrede 
beſonders den Paragraphen in Bezug auf die Religions⸗Angch 
geit. Die wichtigſten Organe, fo verſchieden auch fonft ihre 
ſichten find, wie Globe, Times, Daily News loben die Faſſt 
dieſes Paſſus, gerade deshalb, weil er nichts fügt, Denn fo m 
Ennnte es vermieden werden, durch den königlichen Mund un 
führbare Verſprechungen machen zu laſſen, oder Drohungen g 
den Glauben eines Theils der Bevölkerung, und die eigentli 
Debatte über die Frage iſt für den Moment zurückbehalten wo 
den, wenn Lord John Ruffel die verſprochene Bill einbring 
wird, was am nächſten Freitag geſchehen wird. 

Eben ſo loben ſämmtliche Journale die Ruhe, welche die Adreß 
debatten in beiden Häuſern charakteriſirt hat, trotz der 
verbreiteten Aufregung, und von welcher man fürchteke, daß 0 
auch die Debatten beberrſchen werde. und „Times 
heben namentlich die Worte des katholiſchen Pairs, Lord Camo 
hervor, der bei aller Hingebung an die Religion feiner Vorſ 
ren, doch gegen jeden Angriff proteſtirt hat, der von einer a 2 
wärtigen Macht auf die Geſetze des Landes gerichtet wer 
ſollte. „Globe“ erklärt, daß die von Lord Camoys ausgedrüch 
Meinung ſtets auch die des Gouvernements geweſen iſt. 
Das Unterhaus hat in der heutigen Sitzung, nachdt 
eine Motion Hume's, daß nach Mitternacht keine Voten 
vorgenommen und die Sitzungen überhaupt um dieſe Stunde 9 
ſchloſſen werden ſollen, verworfen worden war, den Bericht ü 
die von Lord Kildare eingebrachte Adreſſe angehört. Bei die 
Gelegenheit beklagte ſich Lord Dudley Stuart, daß in d 
Thronrede Koſſuth's und der ungariſchen Flüchtling 
nicht gedacht worden iſt. Der Redner, unterſtützt von Hun 
fragte beim Gouvernement an, ob dieſe Verbannten nicht b 
die Freiheit erhalten werden. Lord Palmerſton erwiederte, 50 
Unterhandlungen über dieſen Punkt ſtattgefunden, die aber [u 
jetzt noch zu keinem Reſultat geführt hätten. 


Die Bill in der Religions-Angelegenheit, welche das EA 
nement übermorgen einbringt, wird, wie es heißt, den karhonſch 
Biſchöfen verbieten, Territorial-Titel zu führen. Dies 
eine Erweiterung des Geſetzes, welches ihnen verbietet, ſolche T. 
anzunehmen, welche die Biſchöfe der engliſchen Kirche führen 
Eine ſolche Maßregel ſcheint aber ganz ohne Wirkung zu fell 
Die von dem Papft ernannten Biſchöfe wollen von dem G 
vernement als ſolche gar nicht anerkannt und vor dem Gef 
nur einfache Partikuliers fein. Das Geſetz könnte alfo nur dal 
von Wirkung ſein, wenn man, die Katholiken verhindern wo 
die Biſchöfe nach ihren Titeln zu nennen; dies aber müßte 
einem Syſtem kleinliche Verfolgungen führen, welche nicht 
gehäſſig, ſondern auch unwirkſam fein würden. f 


Omaniſches Reich. 

Einem ſo eben erhaltenen Briefe aus Konſtantinopel z 

folge hat ſich die Pforte auf wiederholtes Anſuchen des eng 
ſchen und franzöfifhen Gefandten bewogen gefunden, den G 

ral Dembinski in Freiheit zu fegen. Er hat ſcht 

Kiutahia verlaſſen, ordnet in Konſtantigopel feine Privatang“ 
genheiten und wird ſich von dort nach Paris 83 

(C. C.) 


| 2 ee se ne 
Provinzial -Jeitung. 


* Breslau, 10. Januar. [Militäriſches.] Aus gan 
ſicherer Quelle kann die Nachricht gegeben werden, daß näch 
Sonnabend, den 15, d., das erſte Küraſſier⸗Regiment n i 
Breslau einrücken und feinen Garniſons⸗Ort hier behalten Mit 
wonach ſich die im vorigen Sonnabend⸗Blatte gegebene Nachrich 
von einem Garniſonswechſel und von bereits bezeichneten, hier 
zu verlegenden Regimentern widerlegt. 


Arles iſt vorläufig her 


und Exekutors er in Görlitz ernannt worden. 


= 


. - 
1-Chronit.), Der frühere Gensd'arm Johann ten 
erſon al Chro geachfolger des verſtorbenen Kreistaffen. Siehe 


— 

on der königlichen Regierung zu Liegnitz iſt der enter 1 

ki zu Sprottau als Magiſtrats⸗Mitg den dd elbſt Peſtätigt worden. 
Von der königlichen Regierung zu Liegnitz in. 


der Schulamts⸗Kandidat Robert Menzel ale Iuoant an der evan . 
lichen Schule zu Alzenau, Golbbergepanmaiet Kreiſes, und der een 
herige Schuladſuvant Guſtav Weber als Lehrer an der evan 

Schule zu Malitſch, Jauerſchen a 


beſtätigt worden 


t wie bisher empfiehlt 


aarzeug- und Corſett⸗Fabril 


von E. E · Wünſche, Ohlauerſtraße Nr. 24 und 25. 


zum Theil etwas niedriger, doch zeigte ne hi 
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